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Sehr geehrter Herr Dorfmann!

Die  Initiative  UNVERBLÜMT  erlaubt  sich,  Ihnen  in  obiger  Angelegenheit  unsere  Bedenken,

Forderungen  und  Vorschläge  zu  unterbreiten.  Nach  aufmerksamem  Studium  des

Verordnungsentwurfs der EU-Kommission war uns klar: Der wichtigste Teil in der Verordnung muss

erst  geschrieben  werden!  Denn  auf  uns  Erhalter:innen  in  unserer  konkreten  Situation  hat  man

vergessen. 

Wir  sind  selbst  als  Erhalter  und  Erhalterinnen  einer  größeren  Palette  verschiedener

Kulturpflanzensorten aktiv, wir sind Landwirte, Gärtnerinnen und Hausgärtner.  Wir wenden uns also

nicht für, sondern als unmittelbar und persönlich Betroffene an Sie. Das mag ein Grund sein, wieso

wir uns in unserer Sicht der Problematik von verschiedenen NGOs unterscheiden.

Am Ende des Schreibens stellen wir uns etwas ausführlicher vor, doch lassen Sie uns nun gleich zur

Sache kommen! Verzeihen Sie dabei bitte, wenn wir uns als juristische Laien aber Expert:innen in

unserer Tätigkeit an Sie wenden und unsere Situation in eigenen Worten darlegen – auch mit dem

Ziel,  Ihnen unser Wissen und unsere Einschätzung zur Ausgestaltung einer guten Verordnung zur

Verfügung zu stellen. Um unser Anliegen weiter zu präzisieren, bitten wir um einen Gesprächstermin.

AMENDMENT

 Kurze Vorgeschichte

 Kritik am Verordnungsentwurf

 Schutz der bäuerlichen Rechte

 Schutz der Agro-Biodiversität

 Conclusio

 Abänderungsvorschlag

Kurze Vorgeschichte

Wir haben zwei bemerkenswerte Fälle von Biopiraterie aufgedeckt, die vorher niemand für möglich

gehalten hätte. Es handelt sich hier weder um Sortenschutz, noch um das Thema Patente, es geht

also nicht um geistigesEigentumsrecht sondern um die missbräuchliche Aneignung von PGR durch

Firmen, die dazu keinen eigenen züchterischen Beitrag geleistet haben! Unter der Sortenbezeichnung



„Sweet  Chocolate“  und  „Shintokiwa“  haben wir  zwei  derartige  Fälle  in  Österreich  dokumentiert.

(SiehePowerpoint im Anhang). Klar, es handelt sich bei diesen Beispielen um Fälle auf Grundlage der

bestehenden Regelungen.Jedoch sehen wir in der neuen VO die Möglichkeit für derartige Vorfälle

nicht unterbunden sondern sogar erleichtert. 

Kritik am Verordnungsentwurf

Der Entwurf gegenständlicher Verordnung liegt uns bis dato im Original nur in englischer Sprache vor,

was klar dem Geist derEU-Grundrechtecharta widerspricht!Dadurch waren wir mit großer Mühe und

auch Kosten konfrontiert, um unsere demokratischen Rechte wahren zu können. 

Vorweg möchten wir anerkennend feststellen, dass der Verordnung ein Bemühen innewohnt, eine

einheitliche Regelung in Europa zu schaffen. Durch die Ausgestaltung spezieller Ausnahmen wurde

offensichtlich versucht, die Unterschiedlichkeit verschiedener Interessensgruppen zu berücksichtigen.

Es ist auch gelungen, die Verordnung übersichtlich, verständlich und schlank zu gestalten. 

In der Begründung zum Verordnungsentwurf sahen wir durchaus erfreuliche Ansätze, wie etwa die

Ankündigung die Erhaltungsarbeit zu berücksichtigen oder der besondere Fokus auf die Erhaltung der

Agro-Biodiversität. Doch leider wurden diese Versprechen in der Verordnung aus unserer Sicht nicht

erfüllt, und so richteten wir bereits am 24. 8. 2023 per Mail 6 Fragen an die DG Sante:

1. What concrete measures in the proposed legislation will ensure that the biopiracy described

above is prevented in the future?

2. What specific provisions in the proposed law will ensure peasant' rights in accordance with

UNDROP, specifically Article 19?

3. Conservation work is also negatively affected by provisions of the Plant Health Regulation and

by genetic engineering provisions. How do you intend to ensure that the Seeds Act, the Plant

Health Regulation and the Genetic Engineering Regulations will be coordinated in such a way

that none of the three regulations will harm our conservation work?

4. What is the scientific basis for the proposed regulation's presumption that genetic diversity

will  be  preserved  by  breeding  new  varieties  and  facilitating  the  marketing  of  traditional

varieties?

5. How will you ensure that questionable variety approvals in individual Member States do not

curtail the rights of seed savers in other EU countries?

6. How will seed legislation ensure that genetic diversity can be preserved in the long term?

Die offizielle Anfrage an die Kommission ist bis heute leider unbeantwortet geblieben.

Da essentielle Bereiche der Saat- und Pflanzgutthematik durch den Verordnungsentwurf überhaupt

nicht erfasst worden sind, stehen wir dem  Verordnungsentwurf in seiner jetzigen Form ablehnend

gegenüber.  Das  Inkrafttreten  der  Verordnung  brächte  eine  Verschlechterung  gegenüber  dem

ebenfalls nicht zufriedenstellenden Status quo.

Lassen Sie uns diesen am Beispiel der Sorte „Shintokiva“ erläutern.

Das  von  uns  recherchierte  Beispiel  der  Gurke“  Shintokiva“  zeigt,  dass  es  gar  keiner  geistigen

Eigentumsrechte und Titel bedarf, um bäuerliches Saatgut fälschlicherweise als Eigenzüchtung einer

Firma zu bezeichnen und dann ins Normalsortiment zur Anmeldung zu bringen. Die Behörde hat im

Zulassungsverfahren nicht geprüft, ob es sich tatsächlich um eine Eigenzüchtung gehandelt hat – und

konnte es auch nicht, da ihr ja nicht alle Sorten der Zivilgesellschaft bekannt sind. Daher sind die

Behörden hier auf die Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft angewiesen, was bedeutet, dass in

einem rechtstaatlichem Behördenverfahren, in welchem die SaatguterhalterInnen Parteienstellung



haben, vor der Zulassung einer Sorte geprüft werden muss, ob es diese Sorte nicht schon gibt. Stellt

sich heraus, dass diese Sorte tatsächlich neu ist und auch der Name daher anders ist als derjenige des

Ausgangsmaterials, dann und nur dann darf diese Sorte überhaupt ins Zulassungsverfahren.

Was  die  neue  Verordnung  betrifft,  sehen  wir  bei  dieser  Problematik  keinerlei  Verbesserung.  Die

Tatsache,  dass Sorten gelistet  werden müssen,  ist  keine Garantie dafür,  dass diese  Sorten richtig

gelistet werden. Außerdem gibt es keine Parteienstellung für die Betroffenen und somit auch keine

Rechtssicherheit für diese. Denn wer sagt denn, dass sich die ganze Geschichte nicht plötzlich ins

Gegenteil  verkehren kann? Dass  die  Firma,  die  mir  zuerst  mein Saatgut  abspenstig machte,  nun

ihrerseits rechtliche Schritte gegen mich einleitet, mit der behaupteten Begründung, ich hätte ihr

Elitesaatgut an mich gebracht und würde nun Profit daraus schlagen wollen, indem ich es am lokalen

Markt verkaufe. Auch das ist, sehr geehrter Herr Dorfmann in Österreich bereits passiert und der per

Rechtsanwaltsbrief bedrohteSaatguterhalter stellte den Verkauf „seiner“ Sorte eingeschüchtert ein. 

Womit wir bei der Eigentumsfrage wären: Diese Verordnung ist deshalb unvollständig, weil sie den

Zugang zu PGR für den Saatgutsektor erleichtert, aber nicht berücksichtigt, dass diese Ressourcen

ja von Menschen geschaffen wurden und auch heute noch genutzt werden. Dadurch erklärt sie

diese  traditionellen  bäuerlichen  Saaten  zu  „vogelfreien  Ressourcen“  und  verletzt  somit  alle

Bemühungen um einen angemessenen Vorteilsausgleich, sowie zur Verhinderung der Biopiraterie.

(Nagoyaprotokoll, ITPGR FAO, peasantrights). Die Verordnung mag schlank und elegant erscheinen,

doch das leider auf Kosten wesentlicher Inhalte. 

Was fehlt ?     

Der Schutz der bäuerlichen Rechte

Die natürlichste Sache der Welt, dass man ein Samenkorn in die Erde stecken und den Ertrag dieser 

Handarbeit auch weitergeben darf, muss jedem und jeder möglich sein, ohne dafür einen Anwalt zu 

brauchen. Dazu ist es notwendig, die Erhalterinnen der Biodiversität und ihre Sorten zu schützen, 

indem man sie in den Geltungsbereich der Verordnung aufnimmt, und ihnen genau diese Rechte 

explizit zugesteht, die sie dafür benötigen. Die UNO-Vollversammlung nennt das die Implementierung

der Kleinbäuerlichen Rechte in die EU-Gesetzgebung (UNDROP).

Dazu ist es notwendig die Eigentumsfrage zu beantworten. Der vorgelegte Verordnungsentwurf 

geht darauf allerdings nicht ein, erkennbar am Fehlen …

- am Fehlen der Klärung des Eigentums an den genetischen Ressourcen im Allgemeinen. Die 

Verordnung legt nahe, dass es sich nicht um schützenswertesAllgemeingut handle, sondern 

um formlos aneigenbares Privateigentum von Erhalterinnen durch Privatunternehmen.

- am Fehlen der wichtigsten Akteure und zwar der Kleinbäuerinnen, der Haus- und 
Kleingärtner:innen, sowie alle anderen subsistenten Existenzen, die die Biodiversität seit 
Jahrtausenden am Leben erhalten.

- am Fehlen klar definierter positiver Rechte dieser ErhalterInnen der Biodiversität innerhalb 
der Verordnung (UNDROP; ITPGR).

- am Fehlen der Umsetzung der Forderungen des Nagoyaprotokolls und somit der Regelung 
des Vorteilsausgleichsrechtstaatlicher Einspruchsmöglichkeiten im Rahmen des 
Zulassungsverfahrens(Parteienstellung) für Erhalterinnen.

- am Fehlen konkreter positiver Zielvorgaben im Sinne der Agrobiodiversität.
- am Fehlen jeglichen Schutzes für die Erhaltung der Biodiversität und deren Akteure sowie 

der bäuerlichen Rechte hinsichtlich der Interaktion der Saatgutverordnung mit der Plant 
Health - und der Gentechnikliberalisierungsverordnung. 



- am Fehlen einer Einschränkung der Gentechnikverordnung um die zu erwartende 
genetische Verunreinigung traditioneller Sorten mit gentechnisch verändertem Material zu 
verhindern.

- am Fehlen des Schutzes traditioneller Sorten und ihrer Nutzer:innen vor Biopiraterie und 
Klagen von Unternehmen, die Spuren ihrer patentierten gentechnisch veränderten Sorten 
durch o.g. Verunreinigung in traditionellen Sorten auffinden und mittels Patentrecht gegen 
die bisherigen Nutzer:innen vorgehen.

Schutz der Agro-Biodiversität

Dem Verordnungsvorschlag der EU-Kommission scheint ein klares Bild zugrunde zu liegen, wie Sorten 

zu definieren sind. (siehe Präambel zur Verordnung: „.. wird die allgemeine Regel eingeführt, wonach 

PRM nur dann erzeugt und vermarktet werden darf, wenn es zu Sorten gehört, die in nationalen 

Sortenregistern eingetragen sind …“). Die Verordnung vergisst allerdings völlig auf die Grundlagen der

Züchtung, auf deren Ausgangsmaterial. Sogenannte pflanzengenetische Ressourcen fallen nämlich 

nicht vom Himmel und sie wachsen in der Regel auch nicht einfach am Straßenrand. Sie wurden und 

werden von Menschen kultiviert und vermehrt – nicht zufällig, sondern zielgerichtet, mit Idealismus 

und Sachverstand.

In der Präambel zum Vorschlag der Kommission wird behauptet, die vorgesehene Verordnung fördere

die Biodiversität. Die im Verordnungsentwurf enthaltenen Maßnahmen stützen sich anscheinend auf 

ein ausgesprochen naives Bild von Diversität, das der wissenschaftlichen Definition von Biodiversität 

völlig konträr entgegensteht. Die Verordnung fördert lediglich die Saatgutindustrie beim 

Hervorbringen neuer Sorten, indem sie ihr einen erleichterten Zugang zu Züchtungsressourcen 

beschert. Auf die Grundlage der Agrobiodiverität, nämlich die Sicherung der On-Farm-Erhaltung und 

deren spezifische Bedürfnisse wird in der Verordnung völlig vergessen.

Biodiversität wird laut UN Biodiversitätskonvention 1992 definiert als vierfache Diversität:

[1) Genetische Vielfalt innerhalb jeder einzelnen Sippe. 2) Taxonomische Vielfalt (verschiedenen Arten 

innerhalb einer Lebensgemeinschaft). 3) Ökosystem-Vielfalt (Vielfalt an Lebensräumen). 4) 

Funktionale Biodiversität]

Dieser Definition folgend hebt die UN-Biodiversitätskonvention 1992 den besonderen Wert der On-

Farm-Bewirtschaftung wegen ihrer dynamischen Erhaltung und Nutzung im Sinne fortgesetzter 

evolutionärer Prozesse hervor. Die vorgesehenen Bestimmungen der EU-Verordnung machen eine 

dynamische in-situ-Erhaltung praktisch unmöglich. Dabei wird völlig darauf vergessen, dass 

Pflanzenzüchtung ja nichts völlig Neues schafft, sondern aus einem bereits bestehenden Bestand 

heraus schöpft, um Neues zu kombinieren. Ein diverser „Rohbestand“ an Ausgangsmaterial ist für die 

Pflanzenzüchtung Grundvoraussetzung. Dieses Ausgangsmaterial behält seinen Wert, in dem es an 

vielen verschiedenen Standorten permanent der dynamischen Weiterentwicklung durch die 

Anpassung an sich ändernde Bedingungen ausgesetzt ist. Genau dieser Prozess findet fortlaufend auf 

den Höfen und in den Gärten der Erhalter:innen statt. Jenes Ausgangsmaterial, das in Genbanken in 

langen Zeitabständen und kleinsten Mengen vermehrt wird, ist hingegen einer langsamen aber 

unaufhaltsamen Degeneration unterworfen.

Conclusio

Um es noch einmal in aller Deutlichkeit zu sagen: Wir sind es, die zahllose Sorten ehrenamtlich und

unter  Aufwendung  unserer  gesamten Freizeit  vor  dem Verschwinden gerettet  haben.Wir  werden

niemals akzeptieren, dass uns das Recht, diese Sorten weiterhin in für die Erhaltung notwendigem

Umfang  auch  verkaufen  zu  können,  genommen wird.  Niemals  werden  wir  akzeptieren,  dass  der

Zugang  zu  genetischen  Ressourcen  für  die  Nutzer:innen  dieser  Ressourcen  durch  erleichterte



Anmeldung und Verbot des Verkaufs an Landwirte eingeschränkt wird. Niemals werden wir unsere

Schützlinge  der Saatgutbranche überantworten, niemals werden wir dieses Unrecht akzeptieren!

Abänderungsantrag

Die Verordnung ist in zwei Teile zu gliedern:

 allgemeiner Teil

 spezieller Teil

Artikel1

Der Geltungsbereich des allgemeinen Teiles erstreckt sich auf alle Menschen, die das tun, was 

Menschen zu ihrer eigenen und zur Ernährung anderer seit Jahrtausenden tun: Sie pflanzen, säen und

ernten, vermehren, lagern und verkaufen Samen und Pflanzgut. Sie machen das zum Zweck der 

eigenen Ernährung und zum Zwecke der Erhaltung und Weiterentwicklung der von ihnen gepflegten 

Sorten,sei es individuell oder im Kollektiv.Sie produzieren ihr Saat- und Pflanzgut handwerklich nach 

den Regeln der Samengärtnerei und wenden althergebrachte bäuerliche Zuchtmethoden an.Sie 

vermarkten nicht über den Weltmarkt, sondern lokal und sie kaufen Saatgut selten, da sie es nach 

Möglichkeit selbst weitervermehren. Daher gilt für sie auch die Plant Health Regulation nur 

eingeschränkt, etwa, wenn Sie aus dem EU- Ausland Pflanzgut beziehen möchten. Die GMO-

Verordnunghat dafür Sorge zu tragen, dass sie ihre Arbeit ohne Gefahr durch Verschmutzung 

ungewollter genetischer Immission ausführen können (Verursacherprinzip)! Das verschafft ihrer nicht 

profitorientierten Arbeit Schutz, Wertschätzung und Rechtsicherheit bezüglich des Eigentums von 

Saatgut, sowie ihrem Saatgut Schutz vor Verunreinigung durch Genmanipulation.

Ihre Rechte und die Eigentumsfrage sind in einer Vorrangregelung festzuhalten. Diese erklärt Saat- 

und Pflanzgut prinzipiell als Gemeingut (common) und erfüllt die von der UN-Vollversammlung in der 

UNDROP-Resolution aufgetragene Verpflichtung die kleinbäuerlichen Rechte / peasantrights in Bezug 

auf Saatgut als einklagbares Recht im bestehenden Rechtsrahmen zu verankern und alles, was zur 

Erhaltung der Biodiversität notwendig ist, nicht nur außer Strafe zu stellen, sondern als positiv 

formulierten Rechtsanspruch zu gewährleisten.

Artikel 2

Der Geltungsbereich des speziellen Teils erstreckt sich auf Personen und Rechtspersonen, die 

gewinnorientiert am freien Markt teilnehmen. Für diesen Bereich ist der vorgelegte 

Verordnungsentwurf der EU-Kommission in vielen Aspekten schlüssig. Allerdings sind auch hier 

zahlreiche Änderungen notwendig, um die grundlegenden Anforderungen, die im allgemeinen Teil 

ausgeführt sind, umzusetzen. Dafür ist es notwendig, die einzelnen Artikel des Vorschlags der EU-

Kommission auf ihre Kompatibilität mit dem allgemeinen Teil zu überprüfen und in der Folge 

anzupassen. Eine wichtige Funktion der Verordnung sind Schutz der bäuerlichen Rechte laut UNDROP

und Schutz der Biodiversität wie oben ausgeführt.  Kein Punkt der Verordnung darf diese Funktion 

untergraben.

Als direkt betroffene Expert:innen der Agrobiodiversität sehen wir unsere Aufgabe darin, die 

Grundvoraussetzungen für die Erhaltung der Kulturpflanzenvielfalt zu definieren. Gerne geben wir 

fachliche Auskunft über unsere Arbeit und darüber, was die Saatguterhalter:innen im Detail 

brauchen, um weitermachen zu können und Saatgut für kommende Generationen zu retten.

Dabei verweisen wir auf das von uns entwickelte FUSSGÄNGER:INNENPRINZIP als Richtschnur für 

eine sinnvolle Saatgutverkehrsordnung.

„Initiative Unverblümt“ und „Unverblümte Sortenfibel“ – Wer wir sind



In der Initiative Unverblümt und im Verein „Unverblümte Sortenfibel“ haben sich Menschen 

zusammengefunden, die es sich zur Aufgabe gemacht haben, in ihren Gärten und auf ihren 

Bauernhöfen Kulturpflanzensorten zu erhalten und weiter zu entwickeln. Bereits in der Vergangenheit

haben wir uns mit gesetzlichen Lücken und Unzulänglichkeiten beschäftigt, die unsere Arbeit 

erschweren und behindern, um die gesetzlichen Rahmenbedingungen für unsere Arbeit praxisgerecht

und verhältnismäßig zu erhalten bzw. zu gestalten.

Unsere Schwerpunkte und die größten Erfolge durch Interventionen auf nationalerund 

internationaler Ebene:

 Erfolgreiches Amendment zur nicht exklusivenUmsetzung der CV-Richtlinie 2006 in Österreich

 Erfolgreiche Klärung hinsichtlich einer erleichterten Umsetzung der Pflanzenpasspflicht für 

die Saatgutweitergabe von Erhalter:innen

 Petition an EU-Kommission wegen unerfüllbarer plant health Vorschriften, mit 4500 

Unterschriften

 Feststellung der Rechtsabteilung des Lebensministeriums, (nur mündlich), dass eine 

Hochstufung einer Erhaltungssorte ins Normalsortiment nicht möglich ist. Erläutert am 

Präzedenzfall „Sweet Chocolate“.

 Schriftliche Dokumentation der privaten Erhaltungsarbeit in Österreich und Europa in Form 

der „Unverblümten Sortenfibel“ und deren Archivierung in der Österreichischen 

Nationalbibliothek

 Vernetzungsaktivitäten mit Menschen und Organisationen mit ähnlichen Anliegen im 

gesamten EU-Raum.

 Entwicklung des Fußgängerprinzips, einer fairen Saatgutverkehrsordnung, internationales 

feed back

 Biopiraterie als Gefahr der neun Verordnungen erkannt und thematisiert

Anhang:

 Fußgängerprinzip

 Pp sweet choccolate, PP shintokiva

Sehr geehrter Herr Dorfmann!

Wir bitten um einen Termin für ein persönliches Gespräch.

Mit bestem Gruß
i.V.
Helmut Hohengartner
Barbara Hable
Florian Walter

INITIATIVE UNVERBLÜMT
Offenburg 20
A-8761

www.archemitzukunft.net 
https://www.openpetition.eu/petition/online/freier-saatguttausch-fuer-erhalterinnen-der-vielfalt

https://www.openpetition.eu/petition/online/freier-saatguttausch-fuer-erhalterinnen-der-vielfalt
http://www.archemitzukunft.net/

